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Salzabfälle Kali+Salz 
Gemeinsamer Antrag der Fraktionen der SPD und B90/Grüne 
- 101.17.993 - 
 

Gemeinsamer Antrag 
 
Die Stadtverordnetenversammlung wird gebeten, folgenden Beschluss zu fassen: 
 

Für die Stadtverordnetenversammlung der Stadt Kassel ist Kali und Salz ein wichtiger 
Arbeitgeber für Tausende von Arbeitsplätzen in Kassel und der Region und hat eine hohe 
Bedeutung für die regionale Wertschöpfung. 
 
Die Stadtverordnetenversammlung erkennt an, dass Kali und Salz mit dem sogenannten 
360 Millionen Programm erhebliche Anstrengungen unternimmt, um alle verfügbaren 
technischen Möglichkeiten zur Verringerung der anfallenden Salzabfälle zu nutzen. 
 
Die Stadtverordnetenversammlung unterstützt die Empfehlungen des runden Tisches 
„Gewässerschutz Werra/Weser und Kaliproduktion“. 
 
Die nicht vermeidbaren Abwässer sollen durch den Bau einer Fernleitung an einen 
ökologisch verträglichen Einleitungspunkt im Bereich der Nordsee erfolgen. Hierfür sollen 
die Verantwortlichen einen verbindlichen Maßnahmen- und Zeitplan aufstellen und für ein 
zügiges Genehmigungsverfahren über Ländergrenzen hinweg Sorge tragen. 

 
Die Stadtverordnetenversammlung fasst bei 
Zustimmung: einstimmig 
Ablehnung: -- 
Enthaltung: Kasseler Linke (1), Demokratie erneuern/Freie Wähler (1) 
den  

Beschluss 
 

Dem gemeinsamen Antrag der Fraktionen der SPD und B90/Grüne betr. Salzabfälle 
Kali+Salz, 101.17.993, wird zugestimmt. 

 
 
 
 
 
 
 
 
Petra Friedrich Nicole Schmidt 
Stadtverordnetenvorsteherin Schriftführerin 




